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Sehr geehrter Versicherungsnehmer,

diese AVB sind Grundlage flr unser gemeinsames Vertragsverhdltnis. Der vereinbarte Versicherungsschutz ergibt sich
aus diesen AVB, dem Versicherungsschein, spateren schriftlichen Vereinbarungen und den gesetzlichen Vorschriften.

Es gilt deutsches Recht.

Unser Leistungsversprechen fur Sie kurz im Uberblick. Der genaue Umfang unserer Leistungen einschlieRlich
der Einschrankungen ist auf den nachfolgenden Seiten geregelt.

Im Versicherungsfall zahlen wir Ihnen grundsétzlich den | e Teilstationare Pflege
Gegenwert der Leistung, den Sie aus der gesetzlichen | Kurzzeitpflege
Pflegeversicherung erhalten haben, in gleicher Hohe

aus o Vollstationare Pflege und Pflege in vollstationaren Ein-

richtungen der Hilfe fir behinderte Menschen

Sie sind beihilfeberechtigt? Dann zahlen wir Ihnen | e Pflegekurse fiir Angehdrige und ehrenamtliche Pflege-
grundsétzlich einen Betrag aus, der der Leistung der ge- personen
setzlichen Pflegeversicherung fiir Beihilfeberechtigte | o zZusatzliche Betreuungs- und Entlastungsleistung

tzl:Jrfg%lzlecthde?r:iI?eu?nr?s%ggk?tder entsprechenden Vorleis- | Weitere Leistungen bei erheblich eingeschrankter All-
: tagskompetenz

Sie erhalten jedoch maximal 100% der Leistung, die . . , ) :
eine versicherte Person ohne Anspruch auf Beihilfe aus | ® Zusétzliche Leistungen fur Versicherte in ambulant be-

der gesetzlichen Pflegeversicherung erhalten wiirde. treuten Wohngruppen
e Forderung der Griindung von ambulant betreuten

Erfolgt keine Vorleistung der gesetzlichen Pflegeversi- Wohngruppen
cherung, so entfallt auch eine Zahlung nach diesem Ta- | o« Pflegeunterstiitzungsgeld (Lohnersatzleistung fiir An-
rif. gehdrige)
Unsere Leistungen betreffen insbesondere folgende Be-
reiche: Zusétzliche Leistung
e Hausliche Pflege
o Pflegegeld Pflegetelefon — unter der gebuhrenfreien Rufnummer
 Hausliche Pflege bei Verhinderung einer Pflegeper- | 0800/3746 444

son
o Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maf3-

nahmen
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Teil 1 Unsere Leistungen

1. Was ist versichert?

1.1 Wann liegt ein Versicherungsfall vor?

Versicherungsfall ist die Pflegebedirftigkeit einer versicherten Person im Sinne von 8§ 14 SGB Xl (vgl. Anhang,
Seite 10)

Ein Versicherungsfall liegt auch vor, wenn eine versicherte Person erheblich in ihrer Alltagskompetenz im Sinne
von § 45 a SGB XI (vgl. Anhang, Seite 10) eingeschrankt ist.

In beiden Fallen ist Voraussetzung, dass die gesetzliche Pflegeversicherung fur die versicherte Person Leistun-
gen erbracht hat. Die gesetzliche Pflegeversicherung ist entweder die private Pflegepflichtversicherung (PPV)
oder die soziale Pflegeversicherung (SPV).
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Wann beginnt und wann endet der Versicherungsfall?

Der Versicherungsfall beginnt mit der Feststellung der Pflegebedirftigkeit und/oder einer erheblich einge-
schrankten Alltagskompetenz.

Diese Feststellungen trifft der medizinische Dienst der Krankenversicherung oder der privaten Pflegepflichtver-
sicherung.

Der Versicherungsfall endet, wenn die versicherte Person nicht mehr pflegebedirftig ist. Er endet auch, wenn
keine erheblich eingeschrankte Alltagskompetenz mehr vorliegt.

Was sind unsere Leistungen?

Im Versicherungsfall zahlen wir lhnen den Gegenwert der Leistung, den Sie aus der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung erhalten haben, grundséatzlich in gleicher Héhe aus. Damit wird die Leistung der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung im Prinzip verdoppelt.

Eine Besonderheit gilt, wenn die versicherte Person als Beihilfeberechtigter in der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung versichert ist. Dann berechnen wir unsere Leistung auf Basis der Leistung aus gesetzlicher Pflegeversiche-
rung und entsprechender Vorleistungen der Beihilfe. Wir zahlen jedoch maximal 100% der Leistung, die eine
versicherte Person ohne Anspruch auf Beihilfe aus der gesetzlichen Pflegeversicherung erhalten wirde.

Unsere Leistungen nach Nr. 2.1 betreffen insbesondere folgende Bereiche:

Hausliche Pflege

Pflegegeld

Hausliche Pflege bei Verhinderung einer Pflegeperson

Pflegehilfsmittel (siehe hierzu auch Nr. 2.3) und wohnumfeldverbessernde Maf3nhahmen
Teilstationdre Pflege

Kurzzeitpflege

Vollstationdre Pflege und Pflege in vollstationédren Einrichtungen der Hilfe fur behinderte Menschen
Pflegekurse fiir Angehérige und ehrenamtliche Pflegepersonen

Zusatzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen

Weitere Leistungen bei erheblich eingeschréankter Alltagskompetenz

Zusatzliche Leistungen furr Versicherte in ambulant betreuten Wohngruppen

Forderung der Griindung von ambulant betreuten Wohngruppen
Pflegeunterstiitzungsgeld (Lohnersatzleistung fur Angehorige)

Unsere Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf folgende Leistungsbereiche der gesetzlichen Pflege-
versicherung:

e soziale Sicherung der Pflegeperson

e Zuschusse zur Kranken-, Pflegepflicht- und Arbeitslosenversicherung bei Pflegezeit der Pflegeperson

e Zahlung bei Verzdégerung der Leistungsmitteilung

Sonderregelung beim Bezug von Pflegehilfsmitteln (Ausnahme: zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel):

An Stelle der Leistung nach Nr. 2.1 kénnen Sie fur den Bezug von Pflegehilfsmitteln auch die Zahlung einer
Jahrespauschale verlangen. Das Wahlrecht kénnen Sie nur ausiiben, wenn Sie einen Anspruch auf den Bezug
von Pflegehilfsmitteln gegentber der gesetzlichen Pflegeversicherung haben.

Die Jahrespauschale ist dynamisch. Wir berechnen sie - beginnend im Jahr 2015 - alle drei Kalenderjahre wie
folgt:

Im Januar ermitteln wir auf Basis der vorangegangenen drei Jahre die durchschnittlichen Kosten fiir Pflegehilfs-
mittel je versicherter Person, die Hilfsmittel bezogen hat.

Grundlage hierfiir sind die von der DKV im Rahmen der privaten Pflegepflichtversicherung erbrachten Leistungen.
Zum Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmittel sowie im Rahmen einer vollstationdren Pflege genutzte Pflegehilfs-
mittel berlicksichtigen wir dabei nicht. Fur die Pauschale runden wir den sich aus dem Berechnungsverfahren
ergebenden Betrag auf ganze Euro.

Fir die Jahre 2015 bis einschlie3lich 2017 betragt die Pauschale 610 Euro.

Bestmogliche Wahl fur Pflegehilfsmittel (Ausnahme: zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel)

Haben Sie die Jahrespauschale nach Nr. 2.3 gewahlt und stellen nachtraglich fest, dass eine Erstattung nach Nr.
2.1 fur Sie gunstiger ware? Oder haben Sie umgekehrt die Erstattung nach Nr. 2.1 gewéhlt und die Jahrespau-
schale nach Nr. 2.3 ware finanziell vorteilhaft?

In diesen Féllen kdnnen Sie Ihre Entscheidung dndern. Voraussetzung ist, dass Sie uns dies bis zum 31. Januar
des Jahres, welches auf den Bezug der/des Pflegehilfsmittel/s folgt, mitteilen.

Soweit noch nicht geschehen, miissen Sie bis zu diesem Zeitpunkt die erforderlichen Nachweise erbringen.
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Welche Serviceleistungen erbringen wir?

Pflegetelefon

Sie wiinschen telefonische Informationen und Beratungen zum Thema Pflege? Uber unser Pflegetelefon erhal-
ten Sie und Ihre Angehdrigen umfangreiche Serviceleistungen.
Sie erreichen uns unter der geblhrenfreien Rufnummer

0800/3746 444.

Das Leistungspaket unseres Pflegetelefons:
e Information und Beratung
- zu Fragen rund um die Pflege
- bei der Stellung von Antragen im Rahmen der Pflegeversicherung und erganzender Hilfen
- zum Begutachtungsverfahren zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit
- zur hauslichen, teilstationaren und stationaren Versorgung
- zur Finanzierung der Pflegekosten (welche Leistungen stehen zur Verfligung?)
- zu den Leistungen aus unterschiedlichen Sozialgesetzbiichern
- zur Organisation der pflegerischen Versorgung (nach stationdrem Aufenthalt)
- zur Entlastung pflegender Angehdériger
- zu Demenzerkrankungen

e Information zur Pravention (auch: Vorsorgevollmacht, Patientenverfiigung) und Beratung im Vorfeld der Pfle-
gebedurftigkeit

e Psychosoziale Beratung und Unterstiitzung der Versicherten und ihrer Angehdrigen zum Umgang mit der
Pflegesituation

e Wir nennen Adressen und Telefonnummern von Pflegeeinrichtungen oder -diensten.

Besteht eine Abhéngigkeit von den Leistungen in der gesetzlichen Pflegeversicherung?

Ja —im Rahmen unserer Leistungen nach Teil 1 Nr. 2, Seite 3 sind die Leistungen grundsétzlich von der Entwick-
lung der Leistungen in der gesetzlichen Pflegeversicherung abhangig. Fir Beihilfeberechtigte besteht auch eine
Abhangigkeit von den Leistungen der Beihilfe.

Was ist nicht versichert und in welchen Fallen kann unsere Leistungspflicht eingeschrankt sein?

Unsere Leistungspflicht wird bestimmt durch Art und Umfang unserer Versicherungsleistungen in den einzelnen
Leistungsbeschreibungen (vgl. Teil 1 Nrn. 1 - 3, Seiten 2 - 4)

Wir leisten jedoch generell nicht fiir Pflegebedirftigkeit und/oder eine erheblich eingeschrénkte Alltagskompetenz:
a) die durch Kriegsereignisse verursacht worden ist.

Diese Einschrankung gilt nicht, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

e Die versicherte Person wird im Ausland vom Eintritt eines Kriegsereignisses lberrascht,

e sie nimmt an diesem Ereignis nicht aktiv teil und

e sie hat unverschuldet keine Méglichkeit, das betroffene Gebiet zu verlassen.
b) deren Ursachen als Wehrdienstbeschadigung anerkannt worden sind.

Unsere Leistungspflicht kann zusétzlich in folgenden Féllen eingeschrankt bzw. ausgeschlossen sein:

vor Beginn und nach Ende des Versicherungsschutzes (vgl. Teil 1 Nr. 6, Seite 4),
bei Aufenthalten im Ausland (vgl. Teil 1 Nr. 8, Seite 5),

bei Verletzung von Obliegenheiten (vgl. Teil 2 Nr. 2, Seite 7),

bei einem Beitragsriickstand (vgl. Teil 2 Nr. 5, Seite 7),

wenn eine etwaige Wartezeit in der gesetzlichen Pflegeversicherung noch nicht erfillt ist (vgl. Teil 1 Nr. 7,
Seite 5).

Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt (Versicherungsbe-
ginn). Er beginnt jedoch nicht vor Abschluss des Versicherungsvertrages (Zugang des Versicherungsscheines
oder einer schriftichen Annahmeerklarung).

Fir Versicherungsfélle, die vor Beginn des Versicherungsschutzes eingetreten sind, leisten wir nicht. Eine Be-
sonderheit gilt fir Versicherungsfalle, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages, aber vor Versicherungs-
beginn eingetreten sind. Hier leisten wir lediglich nicht fiir die Zeit vor Beginn des Versicherungsschutzes. Bei
Vertragsanderungen gelten die Satze 1 bis 3 fiir den hinzukommenden Teil des Versicherungsschutzes.
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FiUr das neugeborene Kind einer versicherten Person kann der Versicherungsschutz ohne Risikozuschlage ab
Vollendung der Geburt beginnen. Dazu miissen Sie das Kind spatestens zwei Monate nach der Geburt riickwir-
kend zur Versicherung bei uns anmelden. Der Versicherungsschutz darf nicht héher oder umfassender sein als
der der versicherten Person.

Diese Regelungen gelten entsprechend bei Adoption eines minderjahrigen Kindes. Allerdings kénnen wir bei ei-
nem erhéhten Krankheitsrisiko einen Zuschlag bis zur einfachen Beitragshdhe verlangen.

Der Versicherungsschutz endet mit Beendigung des Versicherungsvertrages (vgl. Teil 2 Nr. 9, Seite 8). Dies gilt
auch, wenn noch Pflegebediirftigkeit und/oder eine erhebliche Einschrankung der Alltagskompetenz (vgl. Teil 1
Nr. 1, Seite 2) vorliegt (schwebender Versicherungsfall).

Gibt es Wartezeiten?

Wir verzichten auf die Einhaltung einer eigenen Wartezeit.

Es kann jedoch eine Wartezeit in der gesetzlichen Pflegeversicherung bestehen. Wahrend dieser Wartezeit sind
auch wir nicht leistungspflichtig.

Gilt der Versicherungsschutz auch bei Aufenthalt im Ausland?

Geltungsbereich:

Versicherungsschutz besteht in den Mitgliedsstaaten der Europaischen Union (EU) und in den Vertragsstaaten
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum (EWR).

Voriibergehende Auslandsaufenthalte aul3erhalb der EU bzw. des EWR:
Bei vorlibergehenden Aufenthalten von bis zu insgesamt sechs Wochen im Kalenderjahr zahlen wir die verein-
barten Leistungen weiter. Der gewohnliche Aufenthalt muss weiterhin in Deutschland sein.

Verlegung des gewodhnlichen Aufenthaltes in die EU bzw. den EWR:

Bei Verlegung des gewdhnlichen Aufenthaltes in einen anderen Mitgliedsstaat der EU oder Vertragsstaat des
EWR besteht die Versicherung weiter.

Verlegung des gewdhnlichen Aufenthaltes aul3erhalb der EU bzw. des EWR.

Bei Verlegung des gewoéhnlichen Aufenthaltes in einen Staat auf3erhalb der EU bzw. des EWR endet die Versi-
cherung.

Bei einer Verlegung des gewdhnlichen Aufenthaltes ins Ausland kdnnen Sie auch verlangen, dass wir die Versi-
cherung im Rahmen einer Anwartschaftsversicherung fortsetzen. Eine solche Versicherung erhéalt die erworbenen
Rechte, bietet aber keinen Versicherungsschutz. Sie hat daher geringere Beitrage.

Welche Voraussetzungen miissen Belege zum Nachweis von Vorleistungen erfiillen und wann erhalten
Sie unsere Leistungen?

Sie missen uns die Vorleistung der gesetzlichen Pflegeversicherung nachweisen. Erhalten versicherte Personen
daruiber hinaus Leistungen der Beihilfe, miissen Sie auch diese nachweisen.

Hierfir legen Sie uns zusammen mit der Rechnungskopie einen Beleg der gesetzlichen Pflegeversicherung bzw.
der Beihilfe vor, aus denen Folgendes hervorgeht:

Vor- und Zuname der gepflegten Person,

Art der Leistung,

Hohe des Leistungsbetrages,

Zeitraum bzw. Datum der Leistungserbringung.

Beziehen Sie Pflegegeld? Dann schicken Sie uns bitte den Beleg der gesetzlichen Pflegeversicherung bzw. der
Beihilfe Uber das gezahlte Pflegegeld zu.

Besteht Anspruch auf Beihilfe? Dann teilen Sie uns bitte den maf3geblichen Bemessungssatz fiir die versicherte
Person mit.

Sonderregelung bei Bezug von Pflegehilfsmitteln nach Teil 1 Nr. 2.3, Seite 3.

Voraussetzung fur die Inanspruchnahme der Jahrespauschale ist, dass Sie uns den Bezug eines Pflegehilfsmit-
tels nachweisen, z.B. durch Vorlage des Lieferscheins.

Sie erhalten die Versicherungsleistungen, sobald wir festgestellt haben, ob und in welcher H6he wir
leistungspflichtig sind. Sollten wir dafiir Ianger als einen Monat brauchen, erhalten Sie auf Wunsch vorab einen
Abschlag.

MaRgebend dafir ist die Hohe des Betrags, den wir nach den bisherigen Feststellungen voraussichtlich mindes-
tens zahlen missen. Die Monatsfrist ist unterbrochen, solange wir unsere Feststellungen infolge Ihres Verschul-
dens nicht beenden kénnen.
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Wer stellt die Pflegebedirftigkeit fest?

Wenn die versicherte Person Leistungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung erhalt oder fiir sie dort Leis-
tungen beantragt wurden, sind die dort getroffenen Feststellungen in Bezug auf

die Pflegebedurftigkeit,

das Vorliegen einer erheblich eingeschrankten Alltagskompetenz,

die Pflegestufe bzw. eine Anerkennung als Hartefall,

Anderungen hinsichtlich der vorstehend aufgefiihrten Feststellungen auch fiir diesen Tarif mafRgebend.

Kénnen Sie bzw. die versicherte Person Auskunft Uber Gutachten oder Stellungnahmen verlangen?

Zur Priifung unserer Leistungspflicht kdnnen wir Gutachten oder Stellungnahmen einholen. Uber deren Inhalt
missen wir Thnen bzw. der versicherten Person auf Verlangen Auskunft geben. Sie bzw. die versicherte Person
sind auch berechtigt, Einsicht in diese Dokumente zu nehmen.

In Ausnahmeféllen dirfen wir nur einem benannten Arzt oder Rechtsanwalt Auskunft oder Einsicht geben. Dies
ist der Fall, wenn (therapeutische) Griinde entgegenstehen, dass Sie bzw. die versicherte Person Auskunft oder
Einsicht bekommen.

Der Anspruch kann nur von der jeweils betroffenen Person oder ihrem gesetzlichen Vertreter geltend gemacht
werden.

Haben Sie das Gutachten oder die Stellungnahme auf unsere Veranlassung eingeholt, erstatten wir lhnen die
entstandenen Kosten.

Konnen Sie lhre Leistungsanspriiche auf Dritte Ubertragen?

Sie durfen lhre Anspriiche auf Leistung weder abtreten noch verpféanden.

Haben Sie Anspruch auf eine Uberschussbeteiligung?

Vom Uberschuss eines Geschéftsjahres aus der nach Art der Lebensversicherung betriebenen Krankenversiche-
rung verwenden wir nach MaRRgabe der gesetzlichen Vorschriften mindestens 80% zugunsten der Versicherungs-
nehmer.

Dabei bilden wir auch eine Riickstellung fiir erfolgsabhéangige Beitragsriickerstattung mit folgenden Verwen-
dungsmadoglichkeiten:

Wir kdnnen

die Riickstellung als Einmalbeitrag verwenden, um Beitragserhéhungen abzuwenden oder abzumildern,
die Riickstellung auszahlen,
die Leistungen erhéhen bzw. den Beitrag senken,

fur gesundheitsbewusstes Verhalten eine AktivPramie ausloben. Damit belohnen wir bestimmte von uns an-
geratene MalRnahmen, z.B. den Besuch eines Fitnesskurses.

Wir entscheiden jahrlich dartiber, in welcher Form und zu welchem Zeitpunkt wir die Rickstellung verwenden.
Dabei entscheiden wir auch, welche Tarife in welcher Héhe an der Beitragsriickerstattung teilnehmen. Ein unab-
hangiger Treuhander muss unseren Entscheidungen zustimmen.

In Ausnahmefallen dirfen wir aus der Riickstellung Betrdge entnehmen, um einen drohenden Notstand (z.B.
Verlustabdeckung) abzuwenden. Dies darf nur im Interesse der versicherten Person erfolgen. Die Aufsichtsbe-
hoérde muss zustimmen.

Falls wir fiir diesen Tarif eine Beitragsriickerstattung in Form der Auszahlung vorsehen, besteht ein Anspruch fir
die versicherte Person, wenn folgende Voraussetzungen gemeinsam vorliegen:

e Aus der Versicherung der versicherten Person haben wir fiir das Geschaftsjahr keine Leistungen erbracht.

e Die Versicherung hat in diesem Tarif wahrend des ganzen Geschéftsjahres bestanden und besteht noch am
30. Juni des folgenden Geschéftsjahres. Diese Voraussetzung gilt nicht, wenn die Versicherung nach Ablauf
des Geschéaftsjahres wegen Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung oder wegen Tod
geendet hat.

e Fir die Versicherung besteht kein Beitragsriickstand zum 31. Dezember des Geschéftsjahres.

Wir kénnen die Hohe der Beitragsriickerstattung nach der Anzahl der aufeinander folgenden Jahre, fiir die ein
Anspruch besteht, staffeln. Wir zahlen die Beitragsriickerstattung nicht vor dem 1. Juli des Folgejahres aus.

2 Sonstige Bestimmungen

Wer kann versichert werden?

Versicherungsfahig sind Personen, solange sie in Deutschland in der PPV oder SPV pflegeversichert sind.
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Welche Obliegenheiten (Mitwirkungspflichten) sind zu beachten?

Sie mussen uns die Feststellung der Pflegebedurftigkeit und/oder der eingeschrénkten Alltagskompetenz nach
Teil 1 Nr. 1, Seite 2 anzeigen. Dazu miissen Sie uns den Einstufungsbescheid der SPV bzw. die Einstufungsmit-
teilung der PPV vorlegen.

Zur Prifung unserer Leistungspflicht und des Leistungsumfangs bendétigen wir von Ihnen bzw. der versicherten
Person ggf. Auskinfte. Sie bzw. die versicherte Person sind verpflichtet, uns die gewiinschten Auskiinfte zu ge-
ben.

Die versicherte Person hat moglichst fur eine Minderung der Pflegebedurftigkeit zu sorgen. Sie muss alles unter-
lassen, was zu einer Verschlechterung des Zustandes fiihren kann.

Nach Eintritt des Versicherungsfalles miissen Sie uns Uber jede
o Minderung oder den Wegfall der Pflegebedurftigkeit,
e Anderung der Art der Versorgung (z.B. hausliche Pflege oder vollstationére Pflege),

e Anderung der Vorleistung durch die gesetzliche Pflegeversicherung bzw. den Beihilfetrager der versicherten
Person unverzuglich informieren.

Die Beendigung der gesetzlichen Pflegeversicherung einer versicherten Person miassen Sie uns innerhalb einer
Frist von einem Monat anzeigen.

Welche Folgen kann die Verletzung von Obliegenheiten haben?

Sie erhalten keine Leistungen, wenn eine der genannten Obliegenheiten vorsatzlich verletzt wird. Wenn eine
Obliegenheit grob fahrlassig (z.B. in besonders hohem Mal3e) verletzt wird, kdnnen wir unsere Leistungen kiirzen.
Die Kurzung erfolgt entsprechend der Schwere des Verschuldens. Bei der Verletzung von Auskunfts- und Unter-
suchungspflichten kénnen wir nur kiirzen, wenn wir Sie hierauf in Textform (z.B. per Brief oder E-Mail) gesondert
hingewiesen haben. Sie erhalten jedoch dann Leistungen, wenn die Verletzung der Obliegenheit keinen Einfluss
auf unsere Leistungspflicht hat. Dies gilt nicht, wenn Sie uns arglistig (z.B. durch eine falsche Auskunft) tauschen.

Wir rechnen Ihnen die Kenntnis und das Verhalten der versicherten Person zu.

Wie berechnen wir die Beitrage?

Der Beitrag ist ein Monatsbeitrag. Wir berechnen ihn vom Versicherungsbeginn an. Zu Beginn der Versicherung
zahlen Sie den Beitrag, der dem Eintrittsalter der versicherten Person entspricht. Das Eintrittsalter errechnet sich
aus der Differenz zwischen dem Jahr, in dem die Versicherung beginnt und dem Geburtsjahr. Fir die versicherte
Person, die das 14. bzw. das 19. Lebensjahr vollendet, gilt der Beitrag des nachst héheren Alters. Diesen Beitrag
haben Sie ab Beginn des dann folgenden Kalenderjahres zu zahlen.

Die Beitrage berechnen wir nach den Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes und der Kalkulationsver-
ordnung. Die Einzelheiten sind in unseren technischen Berechnungsgrundlagen festgelegt. Soweit eine Alte-
rungsriickstellung gebildet wird, ist eine Erh6hung der Beitrage oder eine Minderung der Leistungen wegen des
Alterwerdens ausgeschlossen. Eine Alterungsriickstellung dient dazu, den mit zunehmendem Alter eintretenden
Anstieg der Versicherungsleistungen vorzufinanzieren.

Bei einer Anderung der Beitrage berticksichtigen wir das erreichte Alter der versicherten Person. Zur Bestimmung
des Alters kommt es auf den Zeitpunkt an, zu dem die Anderung wirksam wird. Dem Eintrittsalter der versicherten
Person tragen wir dadurch Rechnung, dass wir eine Alterungsriickstellung anrechnen.

Bei Beitragsdnderungen kénnen wir auch vereinbarte Risikozuschlage entsprechend &ndern.

Wann ist der Beitrag zu zahlen und welche Folgen kann eine verspétete Zahlung haben?

Der zu zahlende Beitrag ergibt sich aus dem Versicherungsschein bzw. einem spéteren Nachtrag zum Versiche-
rungsschein. Der Beitrag ist am Ersten eines jeden Monats fallig.

Den ersten Beitrag missen Sie unverziglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins zahlen. Solange Sie ihn schuldhaft nicht zahlen, sind wir leistungsfrei und kénnen auch vom Vertrag
zurlcktreten.

Die nicht rechtzeitige Zahlung der Folgebeitrage kann zum Verlust des Versicherungsschutzes und zur Kiindigung
des Vertrages fuhren.

Im Lastschriftverfahren zahlen Sie rechtzeitig, wenn wir den Beitrag zum Falligkeitstag abbuchen kénnen und Sie
der Abbuchung nicht widersprechen. Kénnen wir den falligen Beitrag ohne lhr Verschulden nicht abbuchen, er-
halten Sie von uns in Textform eine Zahlungsaufforderung. Wenn Sie dann den Beitrag unverziiglich zahlen, ist
die Beitragszahlung noch rechtzeitig.
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6.1

6.2

6.3

7.1

7.2

8.1

8.2

9.1

9.2

9.3

Unter welchen Voraussetzungen kénnen wir die Beitrage andern?

Wir garantieren im Rahmen dieser AVB lhren Leistungsanspruch fiir die gesamte Dauer der Versicherung. Bei
der Kalkulation des Beitrags berticksichtigen wir z.B. die Haufigkeit und Dauer von Pflegefallen und die Lebens-
erwartung.

Spatere gnderungen bei diesen Faktoren kdnnen die Ausgaben fir unsere Leistungen beeinflussen. Wir verglei-
chen daher mindestens jahrlich die erforderlichen mit den in den technischen Berechnungsgrundlagen kalkulier-
ten Leistungen und Sterbewahrscheinlichkeiten. Der Vergleich erfolgt fiir jede Beobachtungseinheit (Kinder/Ju-
gendliche, Erwachsene) separat.

Ergibt dieser Vergleich eine Abweichung bei den Leistungen, gilt Folgendes: Bei einer Abweichung von Uiber 5%
konnen wir alle Beitrage der betroffenen Beobachtungseinheit tberprufen und, soweit erforderlich, andern. Bei
einer Abweichung von Gber 10% sind wir zur Priifung dieser Beitrage und einer erforderlichen Anderung verpflich-
tet. Die gleiche Pflicht haben wir bei einer Abweichung von Uber 5% bei den Sterbewahrscheinlichkeiten.

In allen Fallen darf die Abweichung jedoch nicht nur voriibergehend sein. Eine Beitragsanderung kdnnen wir nur
durchfuhren, wenn ihr ein unabhéngiger Treuhander zustimmt.
Bei einer Beitragsanpassung kénnen wir auch einen vereinbarten Risikozuschlag andern.

Wenn die unternehmenseigenen Rechnungsgrundlagen fiir die Beobachtung nicht ausreichen, wird dem Ver-
gleich gemaR Nr. 6.1 Satz 4 die Statistik der Pflegepflichtversicherung des Verbandes der privaten Krankenver-
sicherung e.V. zugrunde gelegt.

Die Anderung und die Griinde fiir die Anpassung teilen wir Ihnen mit. Die Anderung wird zu Beginn des iiber-
nachsten Monats, der auf diese Mitteilung folgt, wirksam.

Unter welchen Voraussetzungen kénnen wir die AVB &dndern?

Die Rahmenbedingungen im Gesundheitswesen kdnnen sich dauerhatft - z.B. durch Gesetze - &ndern. In diesem
Fall kénnen wir die AVB an die geénderten Verhdltnisse anpassen. Ein unabhéngiger Treuhander achtet dann
darauf, dass die Anderung im Interesse der Versicherten erforderlich erscheint und angemessen ist. Die Ande-
rung und die Griinde hierfir teilen wir Innen mit. Die Anderung wird zu Beginn des (ibernachsten Monats, der auf
unsere Mitteilung folgt, wirksam.

Durch héchstrichterliche Entscheidungen oder bestandskraftige Verwaltungsakte, insbesondere der Aufsichts-
oder Kartellbehdrden, kénnen AVB-Regelungen wider Erwarten fur unwirksam erkléart werden. In diesen Fallen
kénnen wir die Regelung durch eine neue ersetzen, wenn dies zur Fortfiihrung des Versicherungsvertrages not-
wendig ist. Das ist auch méglich, wenn eine Fortsetzung des Vertrages ohne die neue Regelung fir eine der
Vertragsparteien nicht zumutbar ware. Die neue Regelung muss unter Wahrung des Vertragsziels die Belange
der Versicherungsnehmer angemessen bertcksichtigen. Sie wird zwei Wochen, nachdem wir Sie Gber die Ande-
rung und die hierfiir maRgeblichen Griinde informiert haben, wirksam.

Kann die versicherte Person in andere Tarife wechseln?

Sie haben das Recht, den Wechsel in einen anderen Tarif mit gleichartigem Versicherungsschutz zu verlangen.
Voraussetzung ist, dass die versicherte Person die im angestrebten Tarif beschriebene Versicherungsfahigkeit
erfullt. Dabei rechnen wir die bis zum Wechsel erworbenen Rechte an.

Der Wechsel in einen Tarif, bei dem die Beitrdge geschlechtsabhangig kalkuliert werden, ist ausgeschlossen.

Soweit der Versicherungsschutz in dem neuen Tarif hdher oder umfassender ist, kbnnen wir einen Leistungsaus-
schluss oder einen angemessenen Risikozuschlag verlangen. Letzteren kénnen Sie abwenden, indem Sie fur die
Mehrleistungen einen Leistungsausschluss mit uns vereinbaren. Wenn der neue Tarif Wartezeiten vorsieht, gel-
ten diese flr den hinzukommenden Teil des Versicherungsschutzes.

Wie lange lauft der Versicherungsvertrag und welche Beendigungsgrinde gibt es?

Der Versicherungsvertrag wird zunéchst fiir zwei Versicherungsjahre abgeschlossen und verlangert sich danach
jeweils um ein weiteres Versicherungsjahr. Das erste Versicherungsjahr beginnt mit dem im Versicherungsschein
genannten Zeitpunkt. Es endet am 31. Dezember des betreffenden Kalenderjahres. Die folgenden Versicherungs-
jahre stimmen mit dem Kalenderjahr tGberein.

Sie kénnen den Versicherungsvertrag zum Ende eines jeden Versicherungsjahres, nicht jedoch vor Ablauf der
ersten zwei Versicherungsjahre, kiindigen. Ihre Kiindigung muss in Textform (z.B. Brief oder E-Mail) erfolgen. Die
Kindigungsfrist betragt drei Monate. Sie kénnen lhre Kindigung auf einzelne versicherte Personen oder Tarife
beschréanken.

Bei einer Beitragserh6hung kénnen Sie die Versicherung fiir die hiervon betroffenen Personen kiindigen. Das
gleiche Recht haben Sie, wenn sich die Leistungen dieses Tarifs wegen einer Anderung der AVB vermindern
(vgl. Teil 2 Nr. 7.1, Seite 8). Ihre Kiindigung muss in Textform (z.B. Brief oder E-Mail) erfolgen. Die Kundigung
wird dann zum Zeitpunkt der Beitragserhohung bzw. der Leistungsverminderung wirksam.

Folgende Fristen sind zu beachten: Erhdhen sich die Beitrdge wegen Vollendung des 14. bzw. 19. Lebensjahres
(vgl. Teil 2 Nr. 4.1, Seite 7) missen Sie innerhalb von zwei Monaten nach der Anderung kiindigen.

Erhdhen wir die Beitrdge aufgrund einer Beitragsanpassung (vgl. Teil 2 Nr. 6, Seite 8) mussen Sie innerhalb von
zwei Monaten nach Mitteilung tber die Erhdhung kiindigen. Dies gilt auch, wenn sich die Leistungen wegen einer
Anderung der AVB vermindern.
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9.4

9.5

9.6

9.7

9.8
9.9

10.

Ihre Kiindigung flr einzelne versicherte Personen ist nur wirksam, wenn Sie nachweisen, dass diese von der
Kiindigung erfahren haben.

Wir kdnnen den Versicherungsvertrag ganz oder teilweise nur im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen aus
einem wichtigen Grund kiindigen. Diese Moglichkeit haben wir z.B. dann, wenn Sie die Beitrage nicht rechtzeitig
zahlen (vgl. Teil 2 Nr. 5, Seite 7).

Auf weitere Kiindigungsmaoglichkeiten - unser ordentliches Kiindigungsrecht - verzichten wir.

Bei Verlegung des gewdéhnlichen Aufenthaltes in einen Staat auRerhalb der EU bzw. des EWR endet die Versi-
cherung.

Die Versicherung endet fir die versicherte Person auch, wenn fiir sie die Versicherung in der PPV oder SPV
endet.

Der Versicherungsvertrag endet mit lnrem Tod. Stirbt eine versicherte Person, endet deren Versicherung.

Endet der Versicherungsvertrag ganz oder teilweise durch Kiindigung, kénnen die versicherten Personen ihre
Versicherung fortfuhren. Die Erklarung zur Fortfihrung muss innerhalb von zwei Monaten nach der Beendigung
erfolgen. Das gleiche Recht haben die versicherten Personen, wenn der Versicherungsvertrag durch Ihren Tod
endet.

Sie bzw. die versicherten Personen kénnen dartber hinaus verlangen, dass wir eine gekiindigte Versicherung im
Rahmen einer Anwartschaftsversicherung fortsetzen. Dieses Recht besteht auch bei einer Verlegung des ge-
wohnlichen Aufenthaltes ins Ausland. Eine Anwartschaftsversicherung erhélt die erworbenen Rechte, bietet aber
keinen Versicherungsschutz. Sie hat daher geringere Beitrage.

Welche Gerichte sind zustandig?

Meinungsverschiedenheiten kénnen ggf. auch eine gerichtliche Klarung erfordern. Fir Ihre Klagen gegen uns ist
das Gericht an unserem Sitz in Kéln oder das Gericht an Ihrem Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthaltsort zu-
sténdig. Fur unsere Klagen gegen Sie ist das Gericht an lhrem Wohnsitz zustandig. Haben Sie keinen standigen
Wohnsitz, kbnnen wir unsere Klage an lhrem gewdhnlichen Aufenthaltsort einreichen.

Verlegen Sie nach Vertragsschluss lhren gewdhnlichen Aufenthalt ins Ausland, ist das Gericht an unserem Sitz
in KoIn zustéandig. Dies gilt auch, wenn uns Ihr Wohnsitz bzw. gewéhnlicher Aufenthaltsort im Zeitpunkt der Kla-
geerhebung nicht bekannt ist.
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Anhang

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch XI (SGB XI)

8 14 SGB XI Begriff der Pflegebedurftigkeit

(1) Pflegebedurftig im Sinne dieses Buches sind Personen, die wegen einer kdrperlichen, geistigen oder seelischen Krank-
heit oder Behinderung fur die gewdhnlichen und regelméaRig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des téglichen Le-
bens auf Dauer, voraussichtlich fiir mindestens sechs Monate, in erheblichem oder hherem Maf3e (8§ 15) der Hilfe beddr-
fen.

(2) Krankheiten oder Behinderungen im Sinne des Absatzes 1 sind:

1. Verluste, Lahmungen oder andere Funktionsstérungen am Stiitz- und Bewegungsapparat,

2. Funktionsstérungen der inneren Organe oder der Sinnesorgane,

3. Stérungen des Zentralnervensystems wie Antriebs-, Gedachtnis- oder Orientierungsstérungen sowie endogene Psy-
chosen, Neurosen oder geistige Behinderungen.

(3) Die Hilfe im Sinne des Absatzes 1 besteht in der Unterstiitzung, in der teilweisen oder vollstandigen Ubernahme der

Verrichtungen im Ablauf des téglichen Lebens oder in Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel der eigensténdigen

Ubernahme dieser Verrichtungen.
(4) Gewohnliche und regelméRig wiederkehrende Verrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind:

1. im Bereich der Kérperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die Zahnpflege, das Kammen, Rasieren, die Darm- oder
Blasenentleerung,

2. im Bereich der Erndhrung das mundgerechte Zubereiten oder die Aufnahme der Nahrung,

3. im Bereich der Mobilitat das selbstandige Aufstehen und Zu-Bett-Gehen, An- und Auskleiden, Gehen, Stehen, Trep-
pensteigen oder das Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung,

4. im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung das Einkaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung, Spiilen, Wechseln
und Waschen der Wasche und Kleidung oder das Beheizen.

§ 45 a SGB Xl Berechtigter Personenkreis

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, betreffen die Leistungen in diesem Abschnitt Pflegebedurftige in hauslicher Pflege,

bei denen neben dem Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung (88 14 und 15) ein

erheblicher Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreuung gegeben ist. Dies sind

1. Pflegebediirftige der Pflegestufen I, Il und Il sowie

2. Personen, die einen Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der nicht das
Ausmal’ der Pflegestufe | erreicht,

mit demenzbedingten Fahigkeitsstérungen, geistigen Behinderungen oder psychischen Erkrankungen, bei denen der Me-

dizinische Dienst der Krankenversicherung oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter im Rahmen der Begut-

achtung nach § 18 als Folge der Krankheit oder Behinderung Auswirkungen auf die Aktivitaten des taglichen Lebens

festgestellt haben, die dauerhaft zu einer erheblichen Einschrankung der Alltagskompetenz gefiihrt haben.

(2) Fur die Bewertung, ob die Einschrankung der Alltagskompetenz auf Dauer erheblich ist, sind folgende Schadigungen

und Fahigkeitsstérungen malgebend:

unkontrolliertes Verlassen des Wohnbereiches (Weglauftendenz);

Verkennen oder Verursachen gefahrdender Situationen;

unsachgemaRer Umgang mit gefahrlichen Gegenstanden oder potenziell gefahrdenden Substanzen;

tatlich oder verbal aggressives Verhalten in Verkennung der Situation;

im situativen Kontext inadaquates Verhalten;

Unfahigkeit, die eigenen korperlichen und seelischen Gefuihle oder Bedurfnisse wahrzunehmen;

Unfahigkeit zu einer erforderlichen Kooperation bei therapeutischen oder schiitzenden MaBnahmen als Folge einer

therapieresistenten Depression oder Angststérung;

8. Stérungen der héheren Hirnfunktionen (Beeintrachtigungen des Gedachtnisses, herabgesetztes Urteilsvermdgen), die
zu Problemen bei der Bewaltigung von sozialen Alltagsleistungen gefiihrt haben;

9. Stérung des Tag-/Nacht-Rhythmus;

10. Unféhigkeit, eigenstandig den Tagesablauf zu planen und zu strukturieren;

11. Verkennen von Alltagssituationen und inadaquates Reagieren in Alltagssituationen;

12. ausgeprégtes labiles oder unkontrolliert emotionales Verhalten;

13. zeitlich Uberwiegend Niedergeschlagenheit, Verzagtheit, Hilflosigkeit oder Hoffnungslosigkeit aufgrund einer therapie-
resistenten Depression.

Die Alltagskompetenz ist erheblich eingeschrankt, wenn der Gutachter des Medizinischen Dienstes oder die von der Pfle-

gekasse beauftragten Gutachter bei dem Pflegebediirftigen wenigstens in zwei Bereichen, davon mindestens einmal aus

einem der Bereiche 1 bis 9, dauerhafte und regelmafige Schadigungen oder Fahigkeitsstdrungen feststellen. Der Spit-

zenverband Bund der Pflegekassen beschliel3t mit dem Verband der privaten Krankenversicherung e.V. unter Beteiligung

der kommunalen Spitzenverbénde auf Bundesebene, der mafl3geblichen Organisationen fir die Wahrnehmung der Inte-

ressen und der Selbsthilfe der pflegebedirftigen und behinderten Menschen auf Bundesebene und des Medizinischen

Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen in Ergdnzung der Richtlinien nach 17 das N&ahere zur einheitli-

chen Begutachtung und Feststellung des erheblichen und dauerhaften Bedarfs an allgemeiner Beaufsichtigung und Be-

treuung.

NoohrwbE
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DKV Deutsche Krankenversicherung AG D I(v

Der Gesundheitsversicherer
der ERGO

INFORMATIONSBLATT
zum Beitrag fur Tarif PZU100

In der gesetzlichen Pflegeversicherung ist eine weitere Anderung geplant.

Noch in dieser Legislaturperiode will der Gesetzgeber das Pflegestarkungsgesetz 2 verabschieden:

Ein neuer Pflegebedurftigkeitsbegriff und ein neues Verfahren zur Begutachtung sind in Vorbereitung. Es ist
geplant, die drei Pflegestufen kinftig durch finf Pflegegrade zu ersetzen. Dies wirde individuellere Einstufun-

gen und passgenauere Leistungen in der Pflege ermdglichen.

Die Leistungen im Tarif PZU100 hangen von denen in der gesetzlichen Pflegeversicherung ab. Daher wiirden
sich die Verbesserungen durch die geplante Pflegereform auch im Tarif PZU100 gleichermaf3en auswirken.

Das bedeutet auch, dass sich lhr Beitrag im Tarif PZU100 durch das Pflegestarkungsgesetz 2 erhéhen kann.

Wir werden Sie zu gegebener Zeit informieren.
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	Pflege Zuschuss 100 PZU100
	pflegeergänzungsversicherung
	1.1 Wann liegt ein Versicherungsfall vor?
	Versicherungsfall ist die Pflegebedürftigkeit einer versicherten Person im Sinne von § 14 SGB XI (vgl. Anhang, Seite 10)
	Ein Versicherungsfall liegt auch vor, wenn eine versicherte Person erheblich in ihrer Alltagskompetenz im Sinne von § 45 a SGB XI (vgl. Anhang, Seite 10) eingeschränkt ist.
	In beiden Fällen ist Voraussetzung, dass die gesetzliche Pflegeversicherung für die versicherte Person Leistungen erbracht hat. Die gesetzliche Pflegeversicherung ist entweder die private Pflegepflichtversicherung (PPV) oder die soziale Pflegeversiche...
	1.2 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsfall?
	Der Versicherungsfall beginnt mit der Feststellung der Pflegebedürftigkeit und/oder einer erheblich eingeschränkten Alltagskompetenz.
	Diese Feststellungen trifft der medizinische Dienst der Krankenversicherung oder der privaten Pflegepflichtversicherung.
	Der Versicherungsfall endet, wenn die versicherte Person nicht mehr pflegebedürftig ist. Er endet auch, wenn keine erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz mehr vorliegt.
	2.1 Im Versicherungsfall zahlen wir Ihnen den Gegenwert der Leistung, den Sie aus der gesetzlichen Pflegeversicherung erhalten haben, grundsätzlich in gleicher Höhe aus. Damit wird die Leistung der gesetzlichen Pflegeversicherung im Prinzip verdoppelt.
	Eine Besonderheit gilt, wenn die versicherte Person als Beihilfeberechtigter in der gesetzlichen Pflegeversicherung versichert ist. Dann berechnen wir unsere Leistung auf Basis der Leistung aus gesetzlicher Pflegeversicherung und entsprechender Vorlei...
	Versicherungsfähig sind Personen, solange sie in Deutschland in der PPV oder SPV pflegeversichert sind.
	§ 14 SGB XI Begriff der Pflegebedürftigkeit
	(1) Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind Personen, die wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, vo...
	(2) Krankheiten oder Behinderungen im Sinne des Absatzes 1 sind:
	1. Verluste, Lähmungen oder andere Funktionsstörungen am Stütz- und Bewegungsapparat,
	2. Funktionsstörungen der inneren Organe oder der Sinnesorgane,
	3. Störungen des Zentralnervensystems wie Antriebs-, Gedächtnis- oder Orientierungsstörungen sowie endogene Psychosen, Neurosen oder geistige Behinderungen.
	(3) Die Hilfe im Sinne des Absatzes 1 besteht in der Unterstützung, in der teilweisen oder vollständigen Übernahme der Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens oder in Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel der eigenständigen Übernahme dieser...
	(4) Gewöhnliche und regelmäßig wiederkehrende Verrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind:
	1. im Bereich der Körperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die Zahnpflege, das Kämmen, Rasieren, die Darm- oder Blasenentleerung,
	2. im Bereich der Ernährung das mundgerechte Zubereiten oder die Aufnahme der Nahrung,
	3. im Bereich der Mobilität das selbständige Aufstehen und Zu-Bett-Gehen, An- und Auskleiden, Gehen, Stehen, Treppensteigen oder das Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung,
	4. im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung das Einkaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung, Spülen, Wechseln und Waschen der Wäsche und Kleidung oder das Beheizen.
	§ 45 a SGB XI Berechtigter Personenkreis
	(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, betreffen die Leistungen in diesem Abschnitt Pflegebedürftige in häuslicher Pflege, bei denen neben dem Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung (§§ 14 und 15) ein erheblich...
	1. Pflegebedürftige der Pflegestufen I, II und III sowie
	2. Personen, die einen Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben, der nicht das Ausmaß der Pflegestufe I erreicht,
	mit demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistigen Behinderungen oder psychischen Erkrankungen, bei denen der Medizinische Dienst der Krankenversicherung oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter im Rahmen der Begutachtung nach § 18 als Folg...
	(2) Für die Bewertung, ob die Einschränkung der Alltagskompetenz auf Dauer erheblich ist, sind folgende Schädigungen und Fähigkeitsstörungen maßgebend:
	1. unkontrolliertes Verlassen des Wohnbereiches (Weglauftendenz);
	2. Verkennen oder Verursachen gefährdender Situationen;
	3. unsachgemäßer Umgang mit gefährlichen Gegenständen oder potenziell gefährdenden Substanzen;
	4. tätlich oder verbal aggressives Verhalten in Verkennung der Situation;
	5. im situativen Kontext inadäquates Verhalten;
	6. Unfähigkeit, die eigenen körperlichen und seelischen Gefühle oder Bedürfnisse wahrzunehmen;
	7. Unfähigkeit zu einer erforderlichen Kooperation bei therapeutischen oder schützenden Maßnahmen als Folge einer therapieresistenten Depression oder Angststörung;
	8. Störungen der höheren Hirnfunktionen (Beeinträchtigungen des Gedächtnisses, herabgesetztes Urteilsvermögen), die zu Problemen bei der Bewältigung von sozialen Alltagsleistungen geführt haben;
	9. Störung des Tag-/Nacht-Rhythmus;
	10. Unfähigkeit, eigenständig den Tagesablauf zu planen und zu strukturieren;
	11. Verkennen von Alltagssituationen und inadäquates Reagieren in Alltagssituationen;
	12. ausgeprägtes labiles oder unkontrolliert emotionales Verhalten;
	13. zeitlich überwiegend Niedergeschlagenheit, Verzagtheit, Hilflosigkeit oder Hoffnungslosigkeit aufgrund einer therapieresistenten Depression.
	Die Alltagskompetenz ist erheblich eingeschränkt, wenn der Gutachter des Medizinischen Dienstes oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter bei dem Pflegebedürftigen wenigstens in zwei Bereichen, davon mindestens einmal aus einem der Bereiche ...
	INFORMATIONSBLATT
	zum Beitrag für Tarif PZU100
	In der gesetzlichen Pflegeversicherung ist eine weitere Änderung geplant.
	Noch in dieser Legislaturperiode will der Gesetzgeber das Pflegestärkungsgesetz 2 verabschieden:
	Ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Verfahren zur Begutachtung sind in Vorbereitung. Es ist geplant, die drei Pflegestufen künftig durch fünf Pflegegrade zu ersetzen. Dies würde individuellere Einstufungen und passgenauere Leistungen i...
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